
 TrendDie Zeitschrift
für Soziale

Marktwirtschaft

Oktober 2010 | Nr. 123 | 32. Jahrgang | www.trend-zeitschrift.de 

Nachhaltigkeit
Dr. Thomas Schäfer
Seite 22

Markt und Macht 
Karina Forster, Dr. Heiko Borchert 
Seite 38

Bildung und Föderlismus
Dr. Klaus Kinkel
Seite 34

Angela Merkel:
„Die Wirtschaft hat sich 
beispielhaft engagiert.“

20 Jahre Wiedervereinigung

Seite 6

Trend-123-D:Layout 1  06.10.2010  16:17 Uhr  Seite 1



Inhalt

4

Editorial
3 Prof. Dr. Kurt J. Lauk

Erfolgsbilanz 1990–2010
6 Die Wirtschaft hat sich beispielhaft engagiert

Dr. Angela Merkel

Zitat
8 Man darf niemals „zu spät“ sagen…

Konrad Adenauer

Emnid-Umfrage
9 Politische Vorwärtsstrategie

Prioritäten der Mitglieder des Wirtschaftsrates

12-Punkte-Plan
12 Wider die Resignation

Kolumne
18 Mehr privat für einen starken Staat

Wolfgang Steiger

Politische Stimmung
19 Vakuum am rechten Flügel

Klaus-Peter Schöppner

Aufbau Ost
20 Aufbau Ost am Wendepunkt

Dr. Reiner Haseloff

Politikgestaltung
22 Nachhaltigkeit

Dr. Thomas Schäfer

Wachstum
24 Deutschland – Konjunkturlokomotive in Europa

Markus Beumer

Börse
26 Finanzmarktkrise: Börsen sind Teil der Lösung 

Dr. Stefan Mai

Aufsichtsratsarbeit
28 Gewachsene Anforderungen an Personen 

und Tätigkeiten
Dr. Alexander v. Preen

Statement
31 Mut und Zivilcourage

Sigmund Gottlieb

Staatsfinanzen
32 Die Gefahr der Schattenhaushalte

Dr. Karl Heinz Däke

TITEL-THEMEN

Volksentscheid zur 
Schuldenbremse

Hessen setzt auf Nachhaltigkeit, sowohl finanz-
politisch als auch zum Schutz unserer Umwelt. Mit 
der Verankerung der Schuldenbremse in der Hessischen
Verfassung setzt die Landesregierung in Wiesbaden 
ein unüberhörbares Signal. Daneben spielt auch die 
soziale und ökologische Nachhaltigkeit bei der Politik-
gestaltung eine wichtige Rolle.

Die Wirtschaft hat sich 
beispielhaft engagiert

Der 3. Oktober ist eine Gelegenheit, um auf das 
groß artige Aufbauwerk zu blicken, mit dem aus der
ehemaligen sozialistischen Planwirtschaft eine 
funktionierende Soziale Marktwirtschaft in den neuen
Ländern geschaffen wurde. Hier hat sich gerade 
auch die Wirtschaft mit engagiertem Einsatz große 
Verdienste erworben.  
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Deutschlands 
Rohstoffversorgung sichern

Mit der angekündigten Gründung der Deutschen
Rohstoffagentur im Herbst 2010 unterstreicht die 

Bundesregierung ihren Willen, die Herausforderung 
der Rohstoffversorgungssicherheit anzunehmen 
und zu gestalten. Das ist ein wichtiges Signal, da der 
Zugang zu Rohstoffen für Deutschland als Industrie-
nation essentiell ist. 

38Ist der Föderalismus 
noch zeitgemäß?

Bildung ist in Deutschland im Kern Ländersache; das 
soll und wird auch so bleiben. Nichtsdestotrotz sollten
wir die bestmöglichen Grundlagen für gute Bildung
schaffen. Dazu gehört die Abschaffung einer so kontra-
produktiven Regelung wie der des Kooperationsverbots.
Glücklicherweise mehren sich die Stimmen, die sich für
eine Grundgesetzänderung aussprechen. 

34

Bildung und 
Föderalismus
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Mit der angekündigten Grün-
dung der Deutschen Roh-
stoffagentur im Herbst 2010

unterstreicht die Bundesregierung ih-
ren Willen, die Herausforderung der
Rohstoffversorgungssicherheit anzu-
nehmen und zu gestalten. Das ist ein
wichtiges Signal, da der Zugang zu
Rohstoffen für Deutschland als Indu-
strienation essentiell ist. 

Allerdings entwickelt Deutschland
sein rohstoffpolitisches Bewusstsein
später als andere Länder. Das ist eine
Chance, denn Deutschland kann mit fri-
schem Blick das Fundament eines öf-
fentlich-privaten Vorgehens zur Siche-
rung der Rohstoffversorgung legen.
Paradoxerweise liegt darin auch ein gro-
ßes Risiko. Während Deutschland seine
rohstoffpolitischen Grundlagen erst

erarbeitet, stecken andere Staaten ihre
Ansprüche aktiv ab. Damit verändern
sie die internationalen Rahmenbedin-
gungen, was einige Grundsatzfragen
zur deutschen Rohstoffdiskussion auf-
wirft. 

Hat Deutschland eine industrie-
politische Zukunftsvision?

Deutschland verfügt über mehrere
rohstoffintensive Industrien. Mit 195
Milliarden € entfielen 2008 wertmäßig
knapp 25 Prozent aller deutschen Im-
porte auf Erze, mineralische Brenn-
stoffen sowie Metallwaren (inkl. Ei-
sen, Stahl, Nichteisenmetalle). Bei den
Stahlpreisen, um ein Beispiel zu nennen,
entfallen 70 Prozent des Preises auf die
Rohstoffkosten. Steigende Rohstoffko-
sten beeinflussen die Betriebsergeb-

nisse der Stahlproduzenten und der
stahlabhängigen Industriezweige wie
z.B. der Automobilbau. Deshalb hängt
eine künftige Rohstoffstrategie direkt
mit der industriepolitischen Vision
Deutschlands zusammen. Aber wel-
ches ist Deutschlands künftige indu-
strielle Leitindustrie und welche Roh-
stoffnachfrage resultiert daraus? Behält
die Automobilbranche ihre zentrale
Rolle oder rücken erneuerbare Energien
an ihre Stelle? Wie beeinflussen die ak-
tuellen klima- und energiepolitischen
Beschlüsse den künftigen Industrie-
mix Deutschlands? 

Verfügt Deutschland über einen
ordnungspolitischen Kompass?

Marktwirtschaftlich orientierte Re-
gierungen stehen mit aktiv interve-

Autoindustrie: Für die Entwicklung von
Elektromotoren und Hybridautos werden
große Mengen an Kupfer und die Seltene
Erde Neodym benötigt.

Optische Industrie: Lasergeräte sind auf 
Germanium, Yttrium und Neodym angewiesen.

Stahlindustrie: Minenfirmen verlangen
immer höhere Preise für Eisenerz.

Deutschlands Rohstoffversorgung sichern
Wichtiges Ziel – Schwieriger Weg
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nierenden Regierungen im Wettstreit
um den gesicherten Rohstoffzugang.
Jüngst setzen auch die OECD-Länder
stärker auf die aktive Rolle des Staates.
Das dürfte Probleme schaffen, denn die
meisten OECD-Regierungen werden
die aktive Wirtschaftsrolle angesichts
hoher Schulden nur vorübergehend
spielen können. Woher soll z.B. die
Bundesregierung die finanziellen Mit-
tel nehmen, um Explorationsprojekte
der Wirtschaft zu unterstützen oder mit
fiskalischen Anreizen Impulse für roh-
stoffschonende Produktionsverfahren
zu setzen? Kann es sein, dass staats-
nahe Unternehmen im Wettbewerb
um Rohstoffe gegenüber der heimi-
schen Industrie im Vorteil sind? Sollte
die heimische Industrie mit diesen
Joint Ventures eingehen?

Ist Deutschland risikobereit?
Die vorhandenen Rohstoffvorkom-

men konzentrieren sich auf wenige, oft
instabile Staaten und werden von einer
überschaubaren Zahl von Akteuren ab-
gebaut sowie in die Verbraucherländer
transportiert. Diese Konzentration dürf-
te sich angesichts der weltweit stei-
genden Rohstoffnachfrage noch ver-
schärfen, so dass die relevanten Roh-
stoffe für die Nachfrager in geografisch
und geologisch noch schwieriger er-
schließbare Gegenden rücken. Das er-
höht die Risiken der Exploration, des Ab-
baus und des Transports der Rohstoffe
sowie die Preise. Nach dem Untergang
der Ölplattform Deepwater Horizon
werden strengere Sicherheitsvor-

schriften gefordert, aber inwieweit ver-
schärfen diese die bereits schwierigen
Marktbedingungen der Rohstoffför-
derunternehmen? Wer nimmt Deutsch-
lands Interessen wahr, wenn die inter-
nationalen Standards der Rohstoffför-
derung festgelegt werden? Welche di-
plomatischen, wirtschaftlichen, finan-
ziellen, infrastrukturellen und sicher-
heitspolitischen Instrumente will
Deutschland im Wettstreit um knappe
Rohstoffe einsetzen? 

Nimmt Deutschland Zielkonflikte
in Kauf?

Um die Abhängigkeit von fossilen
Energierohstoffen zu verringern und
den Ausstoß schädlicher Treibhausga-
se einzudämmen, setzt Deutschland
auf Technologien für erneuerbare Ener-
gien. Aber Batterien für elektrische
Fahrzeuge oder Komponenten für
Windturbinen und Solaranlagen be-
nötigen seltene Erden, die beinahe
ausschließlich in China abgebaut wer-
den. Betrachten wir nur die benötigten
Rohstoffe, so senkt die Förderung er-
neuerbarer Energien nicht die Abhän-
gigkeit von Rohstoffförderländern, son-
dern erhöht diese. Vergleichbar pro-
blematisch ist der Wasser- und Ener-
giebedarf der Rohstoffförderung. Gehen
die verfügbaren Wasserreserven wegen
der globalen Temperaturerwärmung
in bestimmten Regionen der Welt zu-
rück und steigen die Energiepreise,
dürfte es schwieriger werden, die glo-
bale Rohstoffnachfrage zu befriedi-
gen. Wie geht Deutschland mit diesen
Zielkonflikten um? Reicht die Förderung
technischer Effizienz zur Reduktion des
Rohstoffverbrauchs aus, oder ist eine in-
ternationale Diskussion über die Frage,
wer unter welchen Bedingungen Zu-
gang zu welchen Rohstoffen erhält,
unausweichlich? 

Wie will Deutschland seine 
Rohstoffstrategie umsetzen?

Rohstofffragen bedürfen umfas-
sender Antworten jenseits institutio-
neller Zuständigkeiten von Ressorts,
Verbänden und Unternehmen. Aber,
welches Rohstoffverständnis liegt einer

deutschen Rohstoffstrategie zugrunde?
Geht es dabei nur um Energie- oder
auch um metallische Rohstoffe, land-
wirtschaftliche Produkte, Wasser- und
Bodennutzung? Und woraus leitet sich
die deutsche Rohstoffstrategie ab? Ist
sie das Ergebnis rohstoffrelevanter
Überlegungen der Agrar-, Außen-, Ener-
gie-, Entwicklungs-, Finanz-, For-
schungs-, Sicherheits- und Wirt-
schaftspolitik, oder gibt die Rohstoff-
strategie als eigenständige Konzeption
vor, welche Maßnahmen die anderen
Politikfelder umsetzen sollen? Und wie
will die Wirtschaft die Bedürfnisse mit-
telständischer Unternehmen und glo-
bal agierender Konzerne aufeinander
abstimmen, um mit gemeinsamen Vor-
stellungen an die Politik heranzutreten?

Fazit: Markt und Macht 
kombinieren

Machtpolitik auf der einen und
Marktwirtschaft auf der anderen Seite
beschreiben die Pole einer nationalen
Rohstoffstrategie. Es wäre falsch, zwi-
schen diesen einen Gegensatz zu kon-
struieren. Vielmehr liegt die eigentliche
Herausforderung in ihrer Verbindung.
Die entscheidende Frage ist daher, ob
die Kombination von Markt und Macht,
die je nach Partner, Region und Rohstoff
differenziert ausfallen muss, in
Deutschland konzeptionell kohärent
gestaltet und innenpolitisch ausrei-
chend legitimiert werden kann, um
deutsche Interessen gegenüber ande-
ren Ländern langfristig erfolgreich zu
behaupten. 

Dr. Heiko Borchert 
Beirat von IPA Network International 
Public Affairs GmbH, Berlin

Karina Forster
Geschäftsführerin, IPA Network Inter-
national Public Affairs GmbH, Berlin

Trend-123-D:Layout 1  06.10.2010  16:04 Uhr  Seite 39


